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Eintreten für die freiheitliche demokratische Grundordnung als Voraussetzung für 
die Berufung in ein Beamtenverhältnis 
Hier: Prüfung der Wählbarkeit bei der Wahl von Bürgermeistern und Landräten 
 
Mein Rundschreiben vom 28. Februar 2007 
 
 
Anlagen: -2- 
 
 
Mit Blick auf die anstehenden Wahlen von haupt- und ehrenamtlichen Bürgermeistern so-
wie Landräten mache ich in Ergänzung meines o.g. Rundschreibens Folgendes bekannt: 
 
Wählbar zum ehrenamtlichen Bürgermeister bzw. hauptamtlichen Bürgermeister und 
Landrat ist nur, wer alle beamtenrechtlichen Voraussetzungen zur Ernennung zum Ehren-
beamten/Beamten auf Zeit nach dem Landesbeamtengesetz erfüllt (§ 61 Abs. 1 bzw. Abs. 
2 Satz 1 Nr. 2 KWG M-V). Das Vorliegen der beamtenrechtlichen Wählbarkeitsvorausset-
zungen ist bereits Bestandteil der von den örtlichen Wahlausschüssen vorzunehmenden 
Prüfung der Wahlvorschläge im Rahmen der Zulassung zur Wahl (vgl. Punkt 7 des Erlas-
ses des Innenministeriums über die Wahl der hauptamtlichen Bürgermeister und Landräte 
vom 5. Dezember 2000, Az.: II 210-115.4.2-1.3). Die Prüfung umfasst auch die Prognose, 
ob von dem Bewerber erwartet werden kann, jederzeit für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung einzutreten. Hinzukommt hierbei die Würdigung von bekannten und ver-
wertbaren Einzelumständen ( z.B. strafrechtliche Verurteilungen etc.) 

 Innenministerium 
Mecklenburg-Vorpommern 

- Der Minister - 

  

 
     
 Innenministerium Mecklenburg-Vorpommern    
  19048 Schwerin     

 Landkreise in Mecklenburg-Vorpommern    

 - Die Landräte -    

     

 Kreisfreie Städte in Mecklenburg-Vorpommern    

 - Die Oberbürgermeister -    

   Schwerin, den    . Oktober 2007 

 Zweckverbände in Mecklenburg-Vorpommern    
 - Die Verbandsvorsteher -    
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Es entspricht bereits der gängigen Verwaltungspraxis, Beamte vor ihrer erstmaligen Er-
nennung über ihre in § 8 Abs. 1 Nr. 2 des Landesbeamtengesetzes normierte Pflicht zur 
Verfassungstreue zu belehren und entsprechende Erklärungen unterzeichnen zu lassen. 
Die für die Ernennung von Laufbahnbeamten und Beamten laufbahnfreier Ämter bereits 
verwendeten Formblätter sind um die in dem o.g. Rundschreiben herausgearbeiteten As-
pekte der Auswirkungen einer Mitgliedschaft in einer Partei mit einer der Verfassungsord-
nung widersprechenden Zielsetzung ergänzt worden. Nunmehr muss seitens der Bewerber 
ausdrücklich erklärt werden, dass keine Mitgliedschaft in einer Partei mit einer der Verfas-
sungsordnung widersprechenden Zielsetzung vorliegt (vgl. Erklärung über das Bekenntnis 
zur und Eintreten für die freiheitliche demokratische Grundordnung, Teil B). 
 
Ich übersende die Formblätter in der Anlage mit dem Hinweis, dass künftig nur solche Be-
werber zur Wahl zugelassen werden können, die die Erklärung in Teil A) unterzeichnet 
haben. 
 
Wird Teil B) der Erklärung nicht unterzeichnet oder hat der Wahlausschuss Zweifel am 
Wahrheitsgehalt der vom Kandidaten unterschriebenen Erklärungen, ist zu prüfen, ob die 
vorhandenen Zweifel an der künftigen Verfassungstreue des Bewerbers ausgeräumt wer-
den können. Die Prüfung sollte spätestens zum Zeitpunkt des Beschlusses der Vertretung 
über die Gültigkeit der Wahl abgeschlossen sein, da bei Nichtvorliegen der Wählbarkeits-
voraussetzungen die Ungültigkeit der Wahl festzustellen ist.  
 
Bei der Wahl von Amts- und Verbandsvorstehern, Gemeinde-, Orts- und Amtswehrführern 
und deren Stellvertretern sowie sonstigen kommunalen Wahl- und Ehrenbeamten sollen 
die Formblätter ebenfalls zur Anwendung kommen, und es wird empfohlen, hinsichtlich der 
Prüfung der Verfassungstreue entsprechend zu verfahren. 
 
 
Zusatz für die Landräte als untere Rechtsaufsichtsbehörden: 
Die Landräte als untere Rechtsaufsichtsbehörden werden gebeten, die Ihrer Aufsicht un-
terstehenden Gemeinden, Ämter und Zweckverbände entsprechend zu informieren. 
 
 
 
 
 
Lorenz Caffier 
 
 



 

 

 
Behörde            Ort, Datum 
 
 

Belehrung über das Bekenntnis zur und Eintreten für die  
freiheitlich demokratische Grundordnung 

für kommunale Wahlbeamte und Ehrenbeamte 
bzw. Bewerber um entsprechende Ämter 

 
 
Nach § 57 Abs. 2 des Beamtengesetzes für das Land Mecklenburg-Vorpommern 
(Landesbeamtengesetz - LBG M-V) ist der Beamte verpflichtet, sich durch sein ge-
samtes Verhalten zu der freiheitlich demokratischen Grundordnung im Sinne des 
Grundgesetzes zu bekennen und für deren Erhaltung einzutreten. Dementsprechend 
darf gemäß § 8 Abs. 1 Nr. 2 LBG M-V in das Beamtenverhältnis – auch in das Eh-
renbeamtenverhältnis – nur berufen werden, wer die Gewähr bietet, dass er jederzeit 
für die freiheitlich demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes und 
der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern eintritt.  
 
Die freiheitlich demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes ist nach 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts eine Ordnung, die unter Aus-
schluss jeglicher Gewalt und Willkürherrschaft eine rechtsstaatliche Herrschaftsord-
nung auf der Grundlage der Selbstbestimmung des Volkes nach dem Willen der je-
weiligen Mehrheit und der Freiheit und Gleichheit darstellt (vgl. Urteil vom 
23.10.1952, BVerfGE 2,1; Urteil vom 17.08.1956, BVerfGE 5,85). Die freiheitlich de-
mokratische Grundordnung ist das Gegenteil des totalitären Staates, der als aus-
schließliche Herrschaftsmacht Menschenwürde, Freiheit und Gleichheit ablehnt. Zu 
den grundlegenden Prinzipien dieser Ordnung sind insbesondere zu rechnen:  
 

- die Achtung vor den im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechten, vor 
allem das Recht auf Leben und freie Entfaltung der Persönlichkeit, die 
Volkssouveränität, die Gewaltenteilung, 

 
- die Verantwortlichkeit der Regierung gegenüber der Volksvertretung,  

 
- die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung,  

 
- die Unabhängigkeit der Gerichte,  

 
- das Mehrparteienprinzip, 

 
- die Chancengleichheit für alle politischen Parteien,  

 
- das Recht auf verfassungsmäßige Bildung und Ausübung einer Opposition. 

 
Die Teilnahme an Bestrebungen, die sich gegen diese Grundsätze richten, ist unver-
einbar mit den Pflichten eines Angehörigen des öffentlichen Dienstes.  
 
Bei der Prognose der Verfassungstreue ist die Mitgliedschaft in einer Partei mit einer 
der Verfassungsordnung widersprechenden Zielsetzung bedeutsam, und zwar unab-
hängig davon, ob ihre Verfassungswidrigkeit nach Art. 21 Abs. 2 des Grundgesetzes 



 

 

 

durch Urteil des Bundesverfassungsgerichts festgestellt ist oder nicht. Insofern ge-
nügt es, wenn eine Partei mit der freiheitlich demokratischen Grundordnung unver-
einbare Ziele verfolgt (BVerwGE 61, 194, VG Berlin, Urteil vom 22. November 2004 
(ZBR 2006 S. 102 ff (104) zur NPD). So kann ein zunächst gerechtfertigter Zweifel 
des Dienstherrn an der künftigen Verfassungstreue des Bewerbers durch ein Eintre-
ten des Bewerbers für eine verfassungsmäßige Haltung seiner Partei ausgeräumt 
werden (BVerwGE 61, 194). Werden die begründeten Zweifel des Dienstherrn an der 
künftigen Verfassungstreue nicht ausgeräumt, ist davon auszugehen, dass der Be-
werber, der trotz Kenntnis der verfassungswidrigen Bestrebungen der Partei seine 
Mitgliedschaft aufrecht erhält, sich nicht zur freiheitlich demokratischen Grundord-
nung „bekennt“. Sein Verhalten lässt auch den Schluss zu, dass er nicht für ihre Er-
haltung eintritt, so dass eine Berufung in das Beamtenverhältnis in diesem Falle aus-
scheidet. 
 
Ein Bewerber, der nicht die Gewähr dafür bietet, jederzeit für die freiheitlich demokra-
tische Grundordnung einzutreten, ist gem. § 61 des Kommunalwahlgesetzes nicht 
wählbar zum ehrenamtlichen Bürgermeister oder hauptamtlichen Bürgermeister und 
Landrat, da er eine Voraussetzung zur Ernennung zum Ehrenbeamten bzw. zum Be-
amten auf Zeit nach dem Landesbeamtengesetz nicht erfüllt. War der gewählte Be-
werber nicht wählbar, ist die Ungültigkeit der Wahl festzustellen und eine Neuwahl 
anzuordnen (§ 71 Abs. 1 Nr. 1 des Kommunalwahlgesetzes). 
 
Gegen Beamte auf Zeit oder Ehrenbeamte, die sich einer solchen Pflichtverletzung 
schuldig machen und deren Ernennung nicht ohnehin schon wegen arglistiger Täu-
schung zurückzunehmen ist, wird ein Disziplinarverfahren mit dem Ziel der Entfer-
nung aus dem Dienst eingeleitet.  

 
 



 
Erklärung über das Bekenntnis zur und Eintreten für die freiheitlich 

demokratische Grundordnung 
 

für kommunale Wahlbeamte und Ehrenbeamte 
bzw. Bewerber um entsprechende Ämter 

 
 
 
Aus Anlass meiner im Falle der Wahl zum [Einsetzen: Amts-/Funktionsbezeichnung] 
bevorstehenden Ernennung zum Beamten auf Zeit/Ehrenbeamten erkläre ich 
 
 
  
Name, Vorname Geburtsname 
 
 
 
dass ich über meine Pflicht zur Verfassungstreue und darüber belehrt worden bin, 
dass die Teilnahme an Bestrebungen, die gegen die freiheitlich demokratische 
Grundordnung oder gegen ihre grundlegenden Prinzipien gerichtet sind, mit den 
Pflichten eines Angehörigen des öffentlichen Dienstes unvereinbar ist.  
 
 

A) Aufgrund der mir erteilten Belehrung erkläre ich hiermit:  
 
 

1. Ich werde meine Pflicht zur Verfassungstreue stets erfüllen. 
 
2. Ich bejahe die Grundsätze der freiheitlich demokratischen Grundordnung 

im Sinne des Grundgesetzes und bin bereit, mich jederzeit durch mein 
gesamtes Verhalten zu der freiheitlich demokratischen Grundordnung im 
Sinne des Grundgesetzes zu bekennen und für deren Erhaltung 
einzutreten. Ich bin mir über die dienstrechtlichen Folgen eines 
Verstoßes gegen die o. g. Grundsätze bewusst.  

 
3. Ich versichere ausdrücklich, dass ich in keiner Weise Bestrebungen 

unterstützt habe und unterstützen werde, deren Ziele gegen die 
freiheitlich demokratische Grundordnung oder gegen eines ihrer 
grundlegenden Prinzipien gerichtet sind.  

 
4. Ich versichere ferner, dass ich nicht gegen die Grundsätze der 

Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit, insbesondere die im 
internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte vom 
19.12.1966 gewährleisteten Menschenrechte oder die in der allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte vom 10.12.1948 enthaltenen Grundsätze 
verstoßen habe und nicht verstoßen werde. 

 
 
 



  

Mir ist bewusst, dass im Falle des Verschweigens einer Unterstützung nach 
Nr. 3 oder eines Verstoßes nach Nr. 4 die Ernennung als durch arglistige 
Täuschung herbeigeführt angesehen wird. Arglistige Täuschung führt zur 
Rücknahme der Ernennung. 

 
 
 
 
Ort, Datum         Unterschrift 
 
 
 
 
 

B) Ich, [Einsetzen: Vorname Name], erkläre weiterhin, dass ich nicht Mitglied in 
einer Partei oder einer sonstigen Gruppierung mit einer der Verfassungs-
ordnung widersprechenden Zielsetzung bin. Mir ist bewusst, dass im Falle des 
Verschweigens einer solchen Mitgliedschaft die Ernennung als durch arglistige 
Täuschung herbeigeführt angesehen werden kann. Arglistige Täuschung führt 
zur Rücknahme der Ernennung. 

 
 
 
 
Ort, Datum         Unterschrift 


